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Ein Staat, zwei Entitäten, drei Völker - ist die friedensstiftende Formel für Bosnien und 

Herzegovina noch gültig?  

 

Das Friedensabkommen von Dayton aus dem Jahr 1995 hat nur eines seiner zwei Ziele 

erreichen können: den Krieg zu beenden und den Frieden in Bosnien und Herzegowina 

herzustellen. Sein zweites Ziel - eine funktionierende demokratische politische Gemeinschaft 

herzustellen, hat es bislang verfehlt.  

Die politische Lage zum Jahresbeginn 

Auch 25 Jahre nach dem Kriegsende ist die einst jugoslawische multikulturelle Teilrepublik ein 

geteilter Staat, dessen Institutionen sowohl auf der staatlichen als auch auf der föderalen 

Ebene blockiert sind. Eine Novellierung des Strafgesetzbuches durch den OHR vom Juli 2021 

zeigt, dass die politische Stabilität in Bosnien und Herzegowina brüchig ist. Anlass war ein kurz 

zuvor veröffentlichter Bericht einer “Kommission der Republika Srpska für das 

Kriegsverbrechen in Srebrenica“, in dem die Opferzahl von Srebrenica (1995) halbiert und die 

(vom Haager Tribunal stammende) Völkermord-Qualifikation bestritten wird. Die Republik 

Srpska boykottierte daraufhin die Arbeit der politischen Institutionen auf der 

gesamtstaatlichen Ebene.  

Die Schwäche der staatlichen Strukturen spiegelt sich auch in ihrer Unfähigkeit wider, Gesetze 

und politische Entscheidungen zu verabschieden und umzusetzen. Ein Mangel an Effizienz und 

Transparenz ist wesentliches Merkmal staatlicher Institutionen in B-H. Ein vollständiger 

Übergang von international verwalteten Strukturen hin zur einheimischen Verwaltung - sei es 

im Justizwesen, der Staatsverwaltung oder im Finanzwesen - ist bisher nicht gelungen. Im 

Oktober 2022 finden landesweite Parlamentswahlen statt: die politischen Vertreter der drei 

staatstragenden Volksgruppen - der Bosniaken, der Serben und der Kroaten - konnten sich 

jedoch bislang auf die Umsetzung von Entscheidungen sowohl des Verfassungsgerichts als 

auch der EGMR, die eine Voraussetzung für die allfällige Wahlgesetznovellierung sind, nicht 

einigen. Die Vereinbarung zwischen der SDA und der HDZ B-H über die Durchführung von 

Kommunalwahlen in Mostar im Jahr 2020 erfolgte im Paket mit einer Vereinbarung zur 

Änderung des BH-Wahlgesetzes mit dem Ziel, die Durchführung der Parlamentswahlen im 

Oktober 2022 zu ermöglichen. Der Kernpunkt dieser Änderung besteht darin, die politische 

Vertretung der konstitutiven (staatstragenden) Völker sowie aller Bürger des Landes im 

zentralstaatlichen Präsidium sowie in der parlamentarischen Völkerkammer sicherzustellen. 

Auf Forderung der oppositionellen Sozialdemokratischen Partei (SDP) von B-H zog sich jedoch 

die SDA von der Vereinbarung mit der HDZ B-H zurück. Die genannte Wahlgesetznovellierung 

ist kein neues Thema: sie war Voraussetzung für die Regierungsbildung in der Föderation B-H 

schon nach den Parlamentswahlen 2018 gewesen. Da damals keine der Parteien die 

notwendige parlamentarische Mehrheit für die Regierungsbildung erreichen konnte, wurde 

in der Föderation eine technische Übergangsregierung gegründet, die bis heute im Amt ist. 

Das Wahlgesetz und der Schutz der kollektiven v. individuellen Rechte 

Eines der politischen Kernprobleme des Landes liegt darin, dass ein Konsens der drei 

konstituierenden Völker über Grundwerte und Normen eines gemeinsamen Lebens im 
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Gesamtstaat fehlt. Das Abkommen von Dayton sieht verschiedene Mechanismen vor, um die 

Machtbefugnisse unter den konstituierenden Völkern aufzuteilen. Das zweite 

parlamentarische Kammer („Kammer der Völker“) besteht aus jeweils fünf Bosniaken und fünf 

Kroaten aus der B-H Föderation sowie aus fünf Serben aus der Republika Srpska. Das 

gemeinsame Staatsoberhaupt, das Präsidium von B-H, besteht ebenfalls aus einem 

bosniakischen und einem kroatischen Mitglied aus der Föderation und einem serbischen 

Mitglied aus der Republika Srpska. Eben dieser Mechanismus, der die Gleichberechtigung 

unter den konstituierenden Völkern schützen soll, ist außer Balance geraten. Zunächst durch 

das Sejdic-Finci Urteil aus dem Jahr 2009, da die kleineren ethnischen Minderheiten mit dem 

Begriff „konstituierende Völker“ nicht umfassen sind und daher keine eigenen wählbaren 

Kandidaten für die Völkerkammer noch für das Präsidium aufstellen können. Der Schutz der 

kollektiven Rechte der drei staatstragenden ethnischen Gruppen hat im Abkommen von 

Dayton einen größeren Stellenwert als der Schutz der individuellen Rechte anderer Gruppen 

von Staatsbürgern - der sogenannten „Anderen“, die sich weder als Kroaten noch als 

Bosniaken oder als Serben bezeichnen.  

Ein weiteres Problem stellt die Frage der Wählerlisten dar. In der Föderation können die 

Wähler ihre Stimme entweder einem bosniakischen oder einem kroatischen Kandidaten 

geben, was dazu führen kann, dass in Wahlkreis, in denen es z.B. kaum Kroaten gibt, mit 

bosniakischen Stimmen ein kroatischer Vertreter gewählt wird. Die Kroaten in der Föderation 

beanstanden, dass derartiges bereits dreimal geschehen sei (bei Parlamentswahlen 2006, 201 

und 2018) und sprechen von politischer Wahlmanipulation auf deren Kosten. Der dreimal als 

kroatischer Vertreter gewählte Komsic, ehemaliges Mitglied der Sozialdemokratischen Partei, 

heute Vorsitzender der SDP-Splitterpartei Demokratska fronta, setzt sich für die Abschaffung 

des „ethnischen Prinzips“ bei der Wahl ein, auf dessen Grundlage er als kroatisches Mitglied 

mit überwiegend bosniakischen Wählerstimmen ins gesamtstaatliche Präsidium gewählt 

worden ist. Dieses Prinzip, so Komsic, verstoße gegen die Verfassung des Landes (die 

allerdings auf der Idee der sog., staatstragenden, „konstitutiven“ Völkern gründet, woraus sich 

in diversen normativen Dokumenten eine proportionale Vertretung der drei Volksgruppen in 

sämtlichen staatlichen Institutionen ableitet).  

Vorschläge zur Wahlgesetznovellierung 

Die bosnischen Kroaten schlagen aktuell folgende Lösung für die Wahl des Staatspräsidiums 

vor: drei Wahlkreise nach Mehrheitsprinzip (Republika Srpska als ein Wahlkreis, Föderation 

als zwei Wahlkreise, davon jeweils ein Wahlkreis mit kroatischer bzw. bosniakischer 

Mehrheit). Ein weiterer zweiter Vorschlag bezieht sich auf die Wahl in die Völkerkammer der 

B-H Föderation. Die Völkerkammer der Föderation besteht aus 17 Delegierten, wobei jeder 

Delegierte 5,88 Prozent (1/17) des Anteils seiner Volksgruppe an der Gesamtbevölkerung der 

Föderation vertritt. Die 5-prozentige Wahlhürde in den Kantonen (Gespanschaften) der 

Föderation würde verhindern, dass sich Kantone mit weniger als 5 Prozent einer Volksgruppe 

an der Gesamtverteilung der Delegierten für diese konstituierende Volksgruppe beteiligen. 

Folglich würden die konstituierenden Völker im Föderationsparlament gerecht vertreten sein.  

Auf Druck der oppositionellen Parteien, vorwiegend der B-H SDP, nahm der SDA-Vorsitzende 

Izetbegovic Abstand von einer grundsätzlich positiven Positionierung hierzu. Mit anderen 
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bosniakischen Parteien setzen sich Izetbegovic und die SDA nun für die Abschaffung des 

Begriffs „konstituierende Völker“ sowie für die Einführung der indirekten Wahl des B-H 

Staatspräsidiums ein. Dies bedeutet, dass die Parlamentarische Versammlung, in der die 

bosniakischen Abgeordneten als Vertreter der größten ethnischen Gruppe eine Mehrheit 

haben, über die Mitglieder des Präsidiums entscheiden würden, so zumindest (nicht nur) die 

Befürchtungen der politischen Vertreter der bosnischen Kroaten. Ein weiterer Vorschlag der 

SDA und der SDP zielt auf die Abschaffung des legislativen Zweikammersystems ab. Die zweite 

Kammer (Völkerkammer) solle sich künftig nur mit Belangen von „vitalem nationalem 

Interesse“ befassen. Umso mehr befürchten die Kroaten, ihren durch das Dayton-Abkommen 

verbürgten konstitutiven Status zu verlieren. Alle bosniakischen Parteien, die regierende SDA 

sowie alle oppositionellen Parteien mit Sitz in Sarajewo (SDP, Narod i pravda; Savez za bolju 

buducnost u.a.) haben eine gemeinsame Plattform für Verhandlungen über das Wahlrecht 

gebildet, so dass sich hier die politischen Fronten verhärtet haben.  

Die bosnischen Serben und ihre führende Partei, die SNSD, positionieren sich gegen eine 

Änderung des Wahlgesetzes. Dies vor allem, weil sie davon ausgehen können, dass das 

Mitglied im gesamtstaatlichen Präsidium aus der Republika Srpska nach wie vor ein Serbe sein 

wird (derzeit M. Dodik). Die Volkszählung aus 2013, wonach 83 Prozent der Einwohner der 

Republika Srpska Serben sind, untermauert diese Positionierung deutlich. 

Bilaterale Beziehungen zwischen Kroatien und Bosnien und Herzegowina 

Anfang Dezember 2021 besuchte der kroatische Ministerpräsident Plenkovic Bosnien und 

Herzegowina auf Einladung des dortigen Regierungschefs Tegeltija. Plenkovic, der wie seine 

Regierung als auch die meisten anderen politischen Kräfte in Kroatien auf die Rechte der 

Kroaten in B-H fokussiert ist, kommunizierte den Besuch als Entspannungssignal in einem 

Moment, als das Parlament der Republika Srpska einen Rückzug aus den gesamtstaatlichen 

Streitkräften, der obersten Justizbehörde und der Steuerverwaltung beschlossen und somit 

einmal wieder eine auf Abspaltung der RS vom Gesamtstaat B-H ausgerichtete Drohkulisse 

der bosnischen Serben aufbaute. Plenkovic sicherte der bosnisch-herzegowinischen 

Zentralregierung zu, dass Kroatien das Abkommen von Dayton als Mitunterzeichner 

respektiere und weiterhin eine intensive bilaterale Zusammenarbeit mit dem Nachbarland in 

sämtlichen Bereichen zu pflegen beabsichtige mit dem Ziel, das Land auf dem Weg in die EU 

und die NATO zu unterstützen. Auch wenn die sich an den Belangen der  bosnischen Kroaten 

orientierende Position Kroatiens vor allem innerhalb der EU häufig auf Unverständnis und 

Zurückhaltung stößt und seiner regionalpolitischen Brückenrolle häufig nicht gerecht wird,  ist 

man in Kroatien mit derartigen politischen Gesten zumindest bemüht darauf zu verzichten, 

zusätzlich Öl ins Feuer zu gießen, auch wenn die kroatische Bosnienpolitik in B-H selbst (v.a. 

unter bosniakischen politischen Vertretern und der Internationalen Gemeinschaft) häufig als 

Irritation betrachtet wird.  

 

Föderalismus v. Unitarismus? 

Im Wesentlichen geht es den bosnischen Kroaten als der kleinsten der drei Volksgruppen in 

B-H darum, den ethnischen Schlüssel für die politische Repräsentanz umgesetzt zu sehen. Sie 

beklagen in erster Linie eine Majorisierung durch die Bosniaken (als der größten der drei 
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Volksgruppe, mit der sie zudem die Föderation B-H teilen). Die bosnischen Serben hingegen 

sehen ihre Ansprüche größtenteils über die Republika Srpska als eine der zwei Entitäten in B-

H verwirklicht und suchen häufig die politische Distanz zur Zentralregierung sowie zur 

Föderation B-H. Die Bosniaken wiederum befürworten - sicherlich vor allem aufgrund der 

Größenverhältnisse in der Bevölkerungsstruktur - das Prinzip „Ein-Bürger-eine-Stimme“ bzw. 

die Abkehr vom ethnischen Verteilungsschlüssel, womit sie automatisch politisch profitieren 

(s. Fall Komsic). Da dem demokratischen Politikverständnis vieler westlicher Länder die 

Abkehr von ethnischen Prinzipien und Kriterien nicht fremd ist, stoßen entsprechende 

politische Forderungen und Positionen in B-H auf nicht geringes positives Echo ausländischer 

Vertreter im Land. Hier sehen sich wiederum die bosnischen Kroaten (und Kroatien als deren 

„Fürsprecher“) häufig missverstanden oder ignoriert, weswegen sich die Thematisierung der 

Lage in B-H durch Vertreter der bosnischen Kroaten und Kroatiens häufig in der Fokussierung 

auf ihre Benachteiligung beschränkt. 

 

Gegenwärtig ist kein wirklicher Ausweg aus der verfahrenen politischen Krise in Sicht trotz den 

intensiven Versuchen der internationalen Diplomatie. Ihren für Dezember 2021 

angekündigten Besuch haben die EU-Entsandte Eichhorst und der Sonderbeauftragte des US-

Außenministeriums für die Wahlreform in B-H, Matthew A. Palmer, auf Mitte Januar 

verschoben, um allen Seiten mehr Zeit für eine konsensuelle Lösungsfindung zu geben. Palmer 

zeigt sich allerdings auch moderat optimistisch. Pressemeldungen zufolge äußerte er, es sei 

zwar kompliziert, aber durchaus möglich, ein nachhaltiges Wahlmodell ein B-H zu erreichen, 

das sowohl mit dem Urteil des EGMR als auch mit dem Mantra von einem Staat, zwei 

Entitäten, drei konstituierenden Völkern und Anderen im Einklang stehe. Daran solle sich 

nichts ändern, so Palmer. 

 

Zagreb, 5. Januar 2022 

 

 

Aleksandra Markic Boban 


